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 76/147. Rechte des Kindes 
 

 

 Die Generalversammlung, 

 erneut erklärend, wie wichtig ihre Resolution 44/25 vom 20. November 1989 ist, mit 

der sie das Übereinkommen über die Rechte des Kindes1 verabschiedete, das die Norm für 

die Förderung und den Schutz der Rechte des Kindes bildet,  

 sowie erneut erklärend, dass die Vertragsstaaten des Übereinkommens über die 

Rechte des Kindes alle geeigneten Maßnahmen zur Verwirklichung der darin anerkannten 

Rechte treffen, eingedenk der Bedeutung der Fakultativprotokolle zu dem Übereinkommen2 

und mit der Aufforderung zur universellen Ratifikation und wirksamen Durchführung dieser 

sowie der anderen Menschenrechtsübereinkünfte,  

 ferner bekräftigend, dass die allgemeinen Grundsätze des Übereinkommens über die 

Rechte des Kindes, darunter das Wohl des Kindes, die Nichtdiskriminierung, die Teilhabe, 

https://undocs.org/ot/A/76/458
https://undocs.org/ot/A/RES/76/147
https://undocs.org/ot/A/RES/44/25
https://undocs.org/ot/A/RES/70/1
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nachhaltige Entwicklung“ und gleichzeitig anerkennend, dass die in der Agenda 2030 ent-

haltenen Ziele für nachhaltige Entwicklung und die in dem Übereinkommen über die Rechte 

http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
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und das Übereinkommen (Nr. 182 ) zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderar-

beit, 199916,  

 sowie unter Hinweis auf alle ihre früheren Resolutionen über die Rechte des Kindes, 

zuletzt Resolution 74/133 vom 18. Dezember 2019, sowie ferner unter Hinweis auf alle an-

deren einschlägigen Resolutionen, einschließlich Resolution 75/166 vom 16. Dezember 

2020 über den Schutz von Kindern vor Mobbing, Resolution 73/327 vom 25. Juli 2019, in 

der sie das Jahr 2021 zum Internationalen Jahr für die Beseitigung der Kinderarbeit erklärte, 

Resolution 75/167 vom 16. Dezember 2020 über Kinderheirat, Frühverheiratung und 

Zwangsheirat sowie Resolution 74/134 vom 18. Dezember 2019 über Mädchen, 

 in Bekräftigung der Erklärung und des Aktionsprogramms von Wien17, der Millen-

niums-Erklärung der Vereinten Nationen18 und des Ergebnisdokuments der siebenundzwan-

zigsten Sondertagung der Generalversammlung über Kinder mit dem Titel „Eine kinderge-

rechte Welt“19 und unter Hinweis auf die Erklärung und die Aktionsplattform von Beijing20, 

das Aktionsprogramm der Internationalen Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung21 

und die Ergebnisdokumente ihrer Überprüfungskonferenzen, die Kopenhagener Erklärung 

über soziale Entwicklung und das Aktionsprogramm des Weltgipfels für soziale Entwick-

lung22, die Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte der indigenen Völker23 und 

das Ergebnisdokument der Plenartagung der Generalversammlung auf hoher Ebene mit der 

Bezeichnung „Weltkonferenz über indigene Völker“24, die Erklärung über das Recht auf 

Entwicklung25, die Erklärung der vom 11. bis 13. Dezember 2007 in New York abgehaltenen 

Gedenk-Plenartagung auf hoher Ebene zur Weiterverfolgung der Ergebnisse der Sonder-

tagung über Kinder26, das Ergebnisdokument der vom 14. bis 16. November 2017 in Buenos 

Aires abgehaltenen vierten Weltkonferenz über die dauerhafte Beseitigung der Kinderarbeit 

und die Ergebnisdokumente früherer Weltkonferenzen sowie die Politische Erklärung der 

Tagung auf hoher Ebene über allgemeine Gesundheitsversorgung27,  

 Kenntnis nehmend von allen einschlägigen internationalen Übereinkünften über die 

Rechte von Migrantinnen und Migranten und von Flüchtlingen und daran erinnernd, wie 

wichtig es ist, die Menschenrechte und Grundfreiheiten aller Kinder unter den Flüchtlingen, 

_______________ 

16 Ebd., Vol. 2133, Nr. 37245. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2001 II S. 1291; öBGBl. III 

Nr. 41/2002; AS 2003 927. 

17 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III. In Deutsch verfügbar unter https://menschenrechte-durchset-

zen.dgvn.de/fileadmin/user_upload/menschenr_durchsetzen/bilder/Menschenrechtsdoku-

mente/2.1_Wiener_Erklaerung_und_Aktionsprogramm_web.pdf . 

18 Resolution 55/2. 

19 Resolution S-27/2, Anlage. 

20 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4–15 September 1995 (United Nations pub-

lication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter 

http://www.un.org/Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html. 

21 Report of the International Conference on Population and Development, Cairo, 5–13 September 1994 

(United Nations publication, Sales No. E.95.XIII.18), Kap. I, Resolution 1, Anlage. 

22 Report of the World Summit for Social Development, Copenhagen, 6–12 March 1995 (United Nations 

publication, Sales No. E.96.IV.8), Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter 

http://www.un.org/Depts/german/wirtsozentw/socsum/socsum1.htm. 

23 Resolution 61/295, Anlage. 

24 Resolution 69/2. 

25 Resolution 41/128, Anlage.
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 anerkennend, wie wichtig internationale, regionale und bilaterale Multi-Akteur- 

Partnerschaften und -initiativen dafür sind, den wirksamen Schutz und die wirksame Förde-

rung der Rechte des Kindes und die Beseitigung aller Formen von Gewalt gegen Kinder, 

einschließlich jeder gewalttätigen Bestrafung von Kindern, voranzubringen,  

 sowie anerkennend, dass Gewalt gegen Kinder die Anstrengungen zur Verwirklichung 

der Agenda 2030 untergräbt und die Fortschritte im Hinblick auf die Erreichung der Ziele 

für nachhaltige Entwicklung behindert und dass die negativen und langfristigen Auswirkun-
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Gewalt, sowie schädlichen Praktiken wie Kinderheirat, Frühverheiratung und Zwangsheirat 

und Kinderarbeit ausgesetzt zu sein und zu begegnen, was neben anderen Dingen die Ver-

wirklichung ihrer Rechte und die Anstrengungen zur Erreichung der Ziele für nachhaltige 

Entwicklung behindern kann, insbesondere der für die Geschlechtergleichstellung und die 

Befähigung von Mädchen zur Selbstbestimmung relevanten Ziele, und in Bekräftigung der 

Notwendigkeit, die Gleichstellung der Geschlechter zu verwirklichen, um zu gewährleisten, 

dass Mädchen in einer gerechten, fairen Welt aufwachsen, so auch durch partnerschaftliche 

Zusammenarbeit mit Männern und Jungen als einer wichtigen Strategie zur Förderung der 

Rechte von Mädchen,  

 sowie anerkennend, dass die Befähigung von Mädchen zur Selbstbestimmung und die 

Investitionen in sie, die eine entscheidende Voraussetzung für wirtschaftliches Wachstum 

und die Erreichung aller Ziele für nachhaltige Entwicklung, einschließlich der Beseitigung 

der Armut und der extremen Armut, sind, sowie die volle, gleichberechtigte und konstruk-

tive Teilhabe von Mädchen an sie betreffenden Entscheidungsprozessen ausschlaggebend 

dafür sind, den Kreislauf von allen Formen der Diskriminierung und Gewalt zu durchbre-

chen und die volle und wirksame Ausübung ihrer Menschenrechte zu fördern und zu schüt-

zen, und ferner anerkennend, dass die Stärkung der Selbstbestimmung von Mädchen ihre 

aktive Teilhabe an Entscheidungsprozessen gemäß ihrem Entwicklungsstand beziehungs-

weise ihrem Alter und ihrer Reife und als Trägerinnen des Wandels in ihrem eigenen Leben 

und ihren Gemeinschaften erfordert,  

 mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis darüber, dass Kinder mit Behinderungen, 

insbesondere Mädchen, stigmatisiert, diskriminiert oder ausgegrenzt werden und in allen 

Umfeldern unverhältnismäßig oft seelischer und körperlicher Gewalt und sexuellem Miss-

brauch ausgesetzt sind,  

 ferner mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass Kinder häufig mit Verfolgung, 

einschließlich Missbrauch und Gewalt, Stigmatisierung, Diskriminierung, Mobbing und 

Ausgrenzung von allgemeiner und beruflicher Bildung sowie mangelnder familiärer und ge-
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die digitale Kluft zwischen und in den Ländern zurückzuführen sind, sowie darüber, dass 

https://undocs.org/ot/A/RES/71/177
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 6. nimmt Kenntnis von der Arbeit der Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für 

Gewalt gegen Kinder und der Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für Kinder und be-

waffnete Konflikte, der Sonderberichterstatterin des Menschenrechtsrats über den Verkauf 

und die sexuelle Ausbeutung von Kindern, einschließlich Kinderprostitution, Kinderporno-

grafie und anderen Materials mit sexuellem Missbrauch von Kindern als Inhalt, und des 

https://undocs.org/ot/A/RES/74/133
https://undocs.org/ot/A/RES/70/1
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Cybermobbing, und sexueller Belästigung, einschließlich sexueller Belästigung durch 

Gleichaltrige, sind und dass alle Formen der Gewalt gegen Kinder bekämpft werden, unter 

besonderer Berücksichtigung von Mädchen und Kindern mit Behinderungen; 

 17. fordert die Staaten auf, die Anstrengungen zur Beseitigung geschlechtsspezifi-

scher Hindernisse, die sich Mädchen beim gleichen Genuss ihres Rechts auf Bildung entge-

genstellen, zu beschleunigen, der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, negativen so-

zialen Normen und geschlechtsspezifischen Rollenklischees in Bildungssystemen, ein-

schließlich in den Lehrplänen, Lehrbüchern und Lehrmethoden, entgegenzuwirken und alle 

Formen der Gewalt, einschließlich sexueller Belästigung und mit dem Schulbesuch zusam-

menhängender se
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Onlineressourcen, auch zu digitalen Fertigkeiten und Kompetenzen, zu gewährleisten, Kin-

der vor Online-Risiken und -Schäden sowie vor willkürlichen oder rechtswidrigen Eingrif-

fen in ihre Privatsphäre in den sozialen Medien zu schützen und zu verhindern, dass sie 

Gewaltdarstellungen und sexuellen Inhalten, Glücksspiel, Ausbeutung und Missbrauch so-

wie der Förderung von lebensbedrohlichen Aktivitäten oder der Anstiftung dazu ausgesetzt 

sind; 

 27. fordert die Staaten auf, in Zusammenarbeit mit den maßgeblichen Interessen-

trägern sicherzustellen, dass die Maßnahmen zur Bekämpfung und Überwindung von 

COVID-19 den spezifischen Bedürfnissen von Kindern Rechnung tragen und in dieser Hin-

sicht transformativ, alters- und geschlechtergerecht, partizipatorisch und ausreichend finan-

ziert sind, inklusive, gerechte und nachhaltige Volkswirtschaften und Gesellschaften fördern 

und Ungleichheiten, Ausgrenzung und Armut angehen, um die Zielvorgaben und Ziele der 

Agenda 2030 zu erreichen;  

I 

Kinder und die Ziele für nachhaltige Entwicklung 

 28. bekräftigt, dass die Rechte der Kinder und die Agenda 2030 miteinander ver-

knüpft sind und dass alle Ziele und Zielvorgaben der Agenda 2030 sich mittelbar und un-

mittelbar auf das Leben und die Rechte von Kindern auswirken, und fordert die Staaten in 

dieser Hinsicht auf, gegebenenfalls im Rahmen ihrer Gesetzgebung, politischen Maßnah-

men, Programme und ihres Haushalts und im Einklang mit ihren völkerrechtlichen Ver-

pflichtungen in die Förderung, den Schutz, die Achtung und die Verwirklichung der Rechte 

der Kinder zu investieren und diesen Bestrebungen Vorrang einzuräumen; 

 29. weist darauf hin, wie wichtig es ist, sichere und förderliche Rahmenbedingungen 

für Kinder zu fördern, die mehrfachen und einander überschneidenden Formen der Diskri-

minierung ausgesetzt sind, wie Kinder, die nationalen oder ethnischen, religiösen und 

sprachlichen Minderheiten angehöri-
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stellen, sofern anwendbar, und die Aufklärung über den Klimaschutz und die Umwelterzie-

hung zu fördern, und dabei ein sicheres und förderliches Umfeld für Kinder schaffen; 

 k) die nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels auf Kinder möglichst weit-

gehend verringern, indem sie ambitionierte Maßnahmen zur Abschwächung der Klimaän-

derungen und Pläne für die Anpassung daran erarbeiten und umsetzen, die mit den im Über-

einkommen von Paris und dem Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über 

Klimaänderungen

http://www.globalcompact.de/wAssets/docs/Menschenrechte/UN-Leitprinzipien-DE.pdf
http://www.globalcompact.de/wAssets/docs/Menschenrechte/UN-Leitprinzipien-DE.pdf
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Zugang zu Justiz, Schutz und Unterstützung und bei Bedarf auch Zugang zu rechtlicher Hilfe 

gewährleisten; 

 b) bekräftigen, dass keinem Kind rechtswidrig oder willkürlich die Freiheit entzo-

gen werden darf und dass die Festnahme, Freiheitsentziehung oder Freiheitsstrafe bei einem 

Kind im Einklang mit dem Gesetz, einschließlich der internationalen Menschenrechtsnor-

men, und unter Achtung des Rechts auf ein ordnungsgemäßes Verfahren nur als letztes Mit-

tel und für die kürzeste angemessene Zeit angewendet werden darf; 

 c) Alternativen zum Freiheitsentzug bei Kindern fördern und Maßnahmen ergrei-

fen, um das Risiko von Gewaltausübung gegen Kinder, denen die Freiheit entzogen ist, zu 

mindern, und häufige Besuche durch die Familie und regelmäßige Kontakte und Kommuni-

kation zwischen den Kindern und ihren Angehörigen fördern und erleichtern, soweit dies 

dem Kindeswohl nicht entgegensteht, ebenso wie mit der Außenwelt, und sicherstellen, dass 

kein Kind der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 

Strafe ausgesetzt ist und dass Disziplinarmaßnahmen bei Kindern, denen die Freiheit entzo-

gen ist, kein Verbot des Kontakts mit Angehörigen beinhalten;  

 d) Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass alle Kinder, die im Einklang mit 

dem anwendbaren Recht und den geltenden Verfahren und zum Zweck der Wahrung des 

Kindeswohls von ihren Eltern getrennt werden, unverzüglich an die für Kinderschutz zu-

ständigen Behörden verwiesen werden und eine angemessene und hochwertige alternative 

Betreuung erhalten, unter anderem eine Betreuung durch die Familie und die Gemeinschaft;  

 e) sicherstellen, dass Kinder mit Behinderungen und gegebenenfalls ihre Familien 

aktiv an der Erarbeitung und Durchführung aller politischen Planungsmaßnahmen beteiligt 

sind und Zugang zu einem breiten Spektrum von Unterstützungsleistungen, zu Informatio-

nen in barrierefreien Formaten und zu Bildung haben, auch im Hinblick darauf, wie Fälle 

von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch verhütet, erkannt und gemeldet werden können 

und wie sichergestellt werden kann, dass Kinder mit Behinderungen ein sicheres und unter-

stützendes Familienumfeld haben sowie an der Verwirklichung ihrer Rechte auch im Rah-

men humanitärer Maßnahmen teilhaben;  

 f) bei allen Programmen, politischen Konzepten und Haushaltsplänen in allen Sek-



https://undocs.org/ot/A/61/299
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to protect children in situations of armed conflict (Praktische Anleitung für die Vermitt-

lungstätigkeit zum Schutz von Kindern in Situationen bewaffneten Konflikts), die Globale 

Koalition für die Wiedereingliederung von Kindersoldatinnen und -soldaten sowie die mit 

allen landesspezifischen Arbeitsgruppen für Überwachung und Berichterstattung abgehalte-

nen regionalen Arbeitstagungen, und begrüßt in diesem Zusammenhang insbesondere ein 

https://undocs.org/ot/S/RES/1539(2004)
https://undocs.org/ot/S/RES/1612(2005)
https://undocs.org/ot/S/RES/1882(2009)
https://undocs.org/ot/S/RES/1882(2009)
https://undocs.org/ot/S/RES/1998(2011)
https://undocs.org/ot/S/RES/2068(2012)
https://undocs.org/ot/S/RES/2225(2015)
https://undocs.org/ot/S/RES/2286(2016)
https://undocs.org/ot/S/RES/2427(2018)
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 e) die Sonderbeauftragte des Generalsekretärs für Gewalt gegen Kinder zu ersu-

chen, der Generalversammlung und dem Menschenrechtsrat auch weiterhin jährliche Be-

richte über die in Erfüllung ihres Mandats in Übereinstimmung mit den Ziffern 58 und 59 

ihrer Resolution 62/141 durchgeführten Tätigkeiten samt Informationen zu ihren Feldbesu-

chen sowie über die im Rahmen der Agenda betreffend Gewalt gegen Kinder erzielten Fort-

schritte und nach wie vor bestehenden Probleme vorzulegen;  

 f) die Sonderberichterstatterin des Menschenrechtsrats über den Verkauf und die 

sexuelle Ausbeutung von Kindern, einschließlich Kinderprostitution, Kinderpornografie 

und anderen Materials mit sexuellem Missbrauch von Kindern als Inhalt, zu ersuchen, der 

Generalversammlung und dem Menschenrechtsrat auch weiterhin Berichte über die in Er-

füllung ihres Mandats durchgeführten Tätigkeiten samt Informationen zu ihren Feldbesu-

chen sowie zu den in Bezug auf die Verhütung und Abschaffung des Verkaufs von Kindern, 

der Kinderprostitution, der Kinderpornografie und anderen Materials mit sexuellem Miss-

brauch von Kindern als Inhalt und der sexuellen Ausbeutung und des sexuellen Missbrauchs 

von Kindern erzielten Fortschritte und nach wie vor bestehenden Probleme vorzulegen; 

 g) den Vorsitz des Ausschusses für die Rechte des Kindes zu bitten, der General-

versammlung auf ihrer siebenundsiebzigsten und achtundsiebzigsten Tagung mündlich über 

die Arbeit des Ausschusses Bericht zu erstatten und mit ihr einen interaktiven Dialog zu 

führen, um so die Kommunikation zwischen der Versammlung und dem Ausschuss zu ver-

bessern; 

 h) den Generalsekretär zu ersuchen, der Generalsversammlung und dem Wirt-

schafts- und Sozialrat im Rahmen des von der Generalversammlung in ihrer Resolu-

tion S-27/2 erteilten Mandats ab ihrer siebenundsiebzigsten Tagung alle zwei Jahre einen 

Bericht über die Weiterverfolgung der Ergebnisse der 2002 abgehaltenen Sondertagung der 

Generalversammlung über Kinder vorzulegen und dabei den Schwerpunkt auf Kinder und 

die Ziele für nachhaltige Entwicklung zu legen, angesichts der Tatsache, dass zwischen der 

Verwirklichung der Kinderrechte und der erfolgreichen Umsetzung der Ziele eine Wechsel-

wirkung besteht. 

53. Plenarsitzung 

16. Dezember 2021 

https://undocs.org/ot/A/RES/62/141

